
REPUBLIK ÖSTERREICH 
Bundesministerium für öffentliche 

Wirtschaft und Verkehr 

Pr.Zl. 5653/5-1-87 
Bitte im Antwortschreiben die Zahl dieses 

Schreibens anführen. 

Entwurf eines 2. Abgaben­
änderungsgesetzes 1987 

An das 
Präsidium des 
Nationalrates 
Wie n 

A-1031 Wien, Radetzkystraße 2 

Telex Nr.: 111800 
Telex Nr.: 132481 (Straßenverkehr) 

DVR: 0090204 
Sachbearbeiter: Mag. Gstettenbauer 
Tel. (0222) 757631 KI. 91 07 

od. 756501 

Das Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr beehrt 
sich, beiliegend 25 Ausfertigungen der ho. Stellungnahme zum gegen­
ständlichen Gesetzesentwurf zur gefälligen Kenntnisnahme zu über­

mitteln. 

Wien, am 9. April 1987 
Für den Bundesminister: 

Dr. NEIDHART 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
Bundesministerium für öffentliche 

Wirtschaft und Verkehr 
A-1031 Wien, RadetzkystraBe 2 
Telex Nr.: 111800 
Telex Nr.: 132481 (straßenverkehr) 
OVR: 0090204 ... ... , Pr.Zl •. 56~3/5-1-87 
Sachbearbeiter: Mag. Gstetterbauer 

Bitte im Antwortschreiben die Zahl dieses 
Schreibens anführen. 

Tel. (0222) 757631 KI. 91 Ü 7 
od.756501 

" 
, ,_ :~: - t~) n 

Entwurf eiries 2. Abgaben-
änderungsgesetzes 1987 

Bezug: do. GZ 06 0102/2-IV/6/87 

An das. 
Bundesministerium für Finanzen 

. ,'1(, ~ t I -, ~ -

Wie n 

Das Bundesministeri~m für öffeniliche Wirtschaft und Verkehr be~hrt 
sich, zu § 47 Abs. 4 des Abschnittes I des gegenständlichen Ge­
setzentwurfes nachfolgende Stellungnahme zu übermitteln. 

',:,-! ' .. _)~,' ,-,h ,ff;I/···.~! 

Pensionsanweisende Stellen (Pensionsbehörden) h~ben Arbeitgeber­
pflichten nicht nur in steuerrechtlicher Hinsicht sondern darüber­
hinaus auch gegenüber Krankenve~siche~ungsträgern, gegenüber betrei­
berideri Parteien als Drittschuldner, 1m Falle von Bezugspfändungen~ 

Zessionen etc. 

Im Falle einer" gemeinsamen Ati~z~hlung mehrerer, von verschiedenen 
Stellen gebührenden Pe~~ionsl~i~tungen könnten die (lohnsteuermin~ 
dernd~n)Krankenversi~herungsbeiträg~ weiterhin von jeder anweisen­
den Stelle einbehalten und an d~n zu~tändigen Krankenversicherungs-

. t, ,I : _' 1 ' i'~ . . 
träger überwiesen werden. Die u~ denKrankenversic~erun~sbeitrag 

'" , ' , :. . . ( .. 

ve~minderte Pension wäre der "gem~insam ~uszahlenden St~ll~" z~ 

überreichen. 
, \ 
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Nach der gegenwärtigen Rechtslage ist es ausgeschlossen, daß die an-
• 

weisende Stelle die Pflichten gegenüber einer betreibenden Partei 
mit haftungsbefr~iender Wirkung einer anderen Stelle - nämlich der 
"gemeinsam auszahlenden Stelle" - überträgt. Von der anweisenden 
Stelle selbst kann jedoch eine Exekutionsbewilligung bzw. ein Pfän­
dungsbescheid nicht vollzogen werden, weil die Höhe des pfändbaren 
Teiles erst nach Abzug der Lohnsteuer (deren Höhe nur der "gemein­
sam auszahlenden Stelle" bekannt ist) feststeht. 

Selbst bei Lösung dieser Probleme würde eine gemeinsame Auszahlung 
mehrerer, von vers~hiedenen Stellen gebührenden Pensionen insgesamt 
einen höheren Arbeitsaufwand erfordern. 
Dies würde z.B. im Bereich der Post- und Telegraphenverwaltung zum 
Ergebnis führen, daß der Personalmehrbedarf voraussichtlich acht 
Jahresvoll posten betragen dürfte , ohne jedoch den Aufgabenbereich 
der anweisenden Stellen entscheidend vermindern zu können. Die an­
weisenden Stellen wären nämlich weiterhin für die Feststellung des 
Pensionsanspruches und für dessen Erlöschen sowie für die Feststel­
lung sonstiger sozialer Leistungen zust~ndig. 

, ,," " '} t 1 .- n '~,':' " 
Dazu käme das arbeitsaufwendige Verfahren im Zusammenhang mit der 

," "'), __ • .1 

erforderlichen Oberrechnung der Pensionsleistungen zwischen den an-
weisenden, Stellen, was im Verkehr mit ausländischen Pensionsver­
sicherungsträgern zu besonderen Problemen führen würde. 

Schl ießl ich ist auch zu befürchten, daß infolge der sich au.~_;~.~!!,,, 
Verkehr zwischen den anweisenden Stellen und der "gemeinsam aus­
zahlenden" Stelle er~ebenden Verzögerungen Beträge zur Auszahlung 
gelangen, auf die der Anspruch bereits erloschen ist, und die die 
anweisende Stelle, wäre sie auch für,die Auszahlung zuständig ge­
blieben, noch zeitgerecht hätte widerrufen können. 

Im Bereich der österreichischen Bundesbahnen ergibt sich die 
Situation, daß rd. 9.000 ihrer Ruhe-(Versorgungs)gen~ßbezieher~die 
zusätzlich Pensionen oder gleichartige Bezüge von anderen Stellen 

I 
'[ 
I 
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beziehen, die Anweisung dieser B~züge d~rch die nBB anstreben 
werden~ 

Oie verschiedenen Fälligkeiten der einzelnen Leistungen würden 
durch mehrere monatliche Zahlungstermine je Empfänger einen sehr 
hohen Verwaltungsaufwand für die auszahlende Stelle bedingen. Um 
diesen hohen Aufwand zu vermeiden, wäre. der Gesamtbetrag - unab­
hängig von der jeweiligen Fälligkeit - immer zum frühesten Termin 
auszuzahlen. Oiesfalls müßte es der auszahlenden Stelle gelingen, 
die anderen Stellen zu vorzeitigen Oberweisungen zu bewegen, 
widrigenfalls sie mit den entsprechenden Beträgen in Vorlage zu 
treten hätte.' 

Hinsichtlich des erforderlichen Datenaustausches ist festzuhalten, 
daß dieser sich nicht auf die Angabe der Höhe der Leistung beschrän­
ken kann, sondern es müßten alle für die Ermittlung des Auszahlungs­
betrages relevanten Daten so rechtzeitig bekanntgege~en werden, daß 
auch der Einforderungsbetrag rechtzeitig errechnet und überwiesen 
werden kann. 

Da die Leistungen der einzelnen Stellen vielen Änderungen (An-Ab­
fall von Kinderzuschüssen, Hilflosenzuschüsse usw.) unterworfen 
sind, würden diese Änderungen einen vermehrten Aufwand an nachträg­
lichen Abrechnungen erfordern, d{e wahrscheinlich zum größeren Teil 
nicht maschinell sondern händisch durchgeführt werden müßten. Auch 
dadurch wäre ein erheblicher Personalmehraufwand erforderlich. 

Zu § 72 Abs. 3 des Abschnittes I des Entwurfes wird bemerkt, daß 
seitens der nBB der in dieser Bestimmun~ genannte Termin nicht ein­
gehalten werden kann. 

:-Die Erfassung der Daten (Personal nummer, Freibeträge, Kirchenbei~ 
träge und Mankogelder) und das BerechneQ des~Jahresausgleiches er­
fordern bei rd. 70.000 Bediensteten ein~n beträchtlichen Zeitauf­
~and, weshalb di~ Ausstellung von' Lohnz~tteln bzw. ,die Meldung an 
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das Bundesministerium für Finanzen ;in Form eines Datenträgers- von 
den österreichischen Bundesbahnen riicht vor dem 15. M~i des folgen­
den Kalenderjahres erfolgen kann. 

Es da rf mi tg eteil t werden, daß 2? Exemplare der ho. Ste 11 u ng nahme 
dem Präsidium des Nationalrates übermittelt wurden. 

-'er A I unQ I 
Far dlJiX-Ichtlgkelt 

WI ./ \ 

'. :- ,.' ("~ ~ ." ~I (.! :. J .:J t 

• J , ~J".1' .. ~ I! 

Wien, am 9. April 1987 
Für den Bundesminister: 

Dr. NEIDHART 

.. - - -- - ~ 
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